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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 14 AS 26/13 B 
 
L 11 AS 1046/09 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 26 AS 779/07 (SG Braunschweig) 
 
 
 
…………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdegegner, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Salzgitter, 
Lichtenberger Straße 2 A, 38226 Salzgitter, 
 
 Beklagter und Beschwerdeführer. 
 
 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 7. März 2013 durch den 

Richter   Prof. Dr.  B e c k e r   als Vorsitzenden sowie die Richterinnen   K r a u ß  und 

H a n n a p p e l  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 11. Dezember 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Beklagte hat dem Kläger die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde des Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen 

Entscheidung des Landessozialgerichts (LSG) ist unzulässig. Die Revision kann nur aus den in 

§ 160 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) genannten Gründen - grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache, Abweichung (Divergenz), Verfahrensmangel - zugelassen werden. Eine allge-

meine Überprüfung des Rechtsstreits in dem Sinne, ob das LSG in der Sache richtig entschie-

den hat, ist nicht zulässig. Keinen der in § 160 Abs 2 SGG enumerativ aufgeführten Zulas-

sungsgründe hat der Beklagte zur Begründung der Beschwerde schlüssig dargelegt oder be-

zeichnet (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Der Beklagte meint zwar, der Rechtsstreit habe grundsätzliche Bedeutung, die 

Voraussetzungen dieses Zulassungsgrundes sind der Beschwerdebegründung jedoch nicht zu 

entnehmen. Die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache erfordert die 

Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine 

grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemessen wird (BSGE 40, 

158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 60). Die abstrakte Rechtsfrage ist 

klar zu formulieren, um an ihr die weiteren Voraussetzungen für die begehrte Revisi-

onszulassung nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, Handbuch 

des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, RdNr 181).  

 

Eine solche Rechtsfrage ist der Beschwerdebegründung jedoch nicht - auch nicht in indirekter 

Form - zu entnehmen. Der Beklagte wendet sich nur gegen die "Bewertung" der Streitsache 

durch das LSG und setzt sich im Kern mit der Beweiswürdigung durch das LSG auseinander; 

darauf kann eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision jedoch nicht in zulässiger 

Weise gestützt werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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